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Werbung des Sachverständigen
Was ist erlaubt, was ist verboten? – Teil 2

Im Anschluss an Teil 1 (Ausgabe 6/2008) setzt der Beitrag nunmehr die Übersicht zur Werbung 
des Sachverständigen fort. Im Vordergrund stehen die möglichen Fallgestaltungen und die 
dazu ergangene Rechtsprechung. Tipps zur werblichen Darstellung runden den Beitrag ab.
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4.  Auf dem Prüfstand der  
Gerichte

Nachstehend werden Fallgruppen darge-
stellt, die von der Rechtsprechung unter 
Anwendung des UWG entschieden wur-
den. Die Mehrzahl der Entscheidungen 
betrifft die nicht öffentlich bestellten 
Sachverständigen, weil diese in der Wer-
bung immer wieder versuchen, Qualitäts-
merkmale anzuführen, die dem unwis-
senden Nachfrager suggerieren sollen, 
dass auch sie bezüglich ihrer behaupte-
ten Sachkunde durch eine unabhängige 
Stelle geprüft, anerkannt oder zertifiziert 
sind. Selbstverständlich gilt diese Recht-
sprechung auch für vergleichbares unlau-
teres Verhalten durch öffentlich bestellte 
Sachverständige, wenn diese in ihrer 
Werbung irreführend Zusatzqualifikati-
onen herausstellen.

4.1  Bezeichnung  
»Sachverständiger«

Die Bezeichnung »Sachverständiger« ist 
nicht gesetzlich geschützt. Mithin kann 
diese Bezeichnung grundsätzlich von je-
dermann benutzt werden. Die überwie-
gende Mehrzahl der Gerichte verlangt 
jedoch, dass sich nur derjenige als Sach-
verständiger bezeichnen darf, der unab-
hängig und unparteiisch ist und über 
überdurchschnittliche Sachkunde verfügt. 
Ausbildung und Kenntnisstand müssen 
den Vorstellungen entsprechen, die sich 
die Allgemeinheit von einem Sachver-
ständigen der betreffenden Branchen 
macht. Nach der Entscheidung des BGH 

vom 6.2.1997� muss allerdings auch sog. 
Quereinsteigern erlaubt sein, die Bezeich-
nung »Sachverständiger« zu führen, 
wenn entsprechende Sachkunde und Er-
fahrung nachgewiesen werden.
Beispiele aus der Rechtsprechung:

Die Werbung mit dem Begriff »Sach-
verständiger« stellt eine Irreführung 
des Publikums dar, wenn es sich bei 
dem Sachverständigen nicht um eine 
besonders qualifizierte Person handelt, 
der zudem noch bei der Erstattung 
von Gutachten die erforderliche Unab-
hängigkeit fehlt, weil sie Mitarbeiter 
eines Maklerunternehmens ist und für 
dieses Kunden wirbt�.
Die Benutzung der Bezeichnung 
»Sachverständiger« im Bereich von 
Kfz-Schäden ist irreführend, wenn der 
Sachverständige weder eine Meister-
prüfung noch einen vergleichbaren 
Abschluss wie insbesondere die Prü-
fung als Diplomingenieur besitzt�.
Wer sich als »Sachverständiger« be-
zeichnet, muss einen Sachverstand be-
sitzen, der über das durchschnittliche 
Können und Wissen auf einem be-
stimmten Sachgebiet hinausgeht. Er 
muss besondere Sachkunde und be-
sondere Erfahrung aufzuweisen ha-
ben. Von einem Kfz-Sachverständigen 
erwartet das Publikum, dass dieser von 
seiner Vorbildung her zumindest Kfz-
Meister ist.�

Die Benutzung der Bezeichnung 
»Sachverständiger für Orientteppiche« 
ist nicht zulässig, weil irreführend, 
wenn der betreffende Sachverständige 
weder öffentlich bestellt noch des Öf-
teren für Behörden oder Gerichte tätig 
geworden ist�.

1 Vgl. BGH BB 97, 1760 = WRP 97, 946.
2 Vgl. OLG Frankfurt, WRP 1990, 340.
3  Vgl. OLG Köln, WRP 1998, 245; OLG Mün-

chen, WRP 95, 57; LG München, DAR 1994, 
121; LG Saarbrücken, WRP 2002, 1463.

4 Vgl. LG Dortmund, WRP 1994, 72.
5 Vgl. OLG München, WRP 1976, 202.
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Die Verwendung der Bezeichnung 
»Sachverständiger« setzt überdurch-
schnittliche Fachkenntnisse, Fähig-
keiten und Erfahrungen auf einem 
Spezialgebiet voraus. Die Eintragung in 
die Handwerksrolle als Kfz-Mechaniker 
aufgrund einer Ausnahmebewilligung 
qualifiziert nicht zur Führung der Be-
zeichnung »Kfz-Sachverständiger�.
Von einem selbst ernannten Sachver-
ständigen können die angesprochenen 
Verkehrskreise erwarten, dass er über 
die für das entsprechende Sachgebiet 
erforderlichen Fachkenntnisse, d.h. 
fundiertes Fach- und Erfahrungswissen 
verfügt. Dieses Fachwissen muss er 
nicht in einem regulierten Beruf mit 
entsprechender Abschlussprüfung er-
worben haben, sondern kann es sich 
auch autodidaktisch angeeignet ha-
ben�. 

4.2  Bezeichnung  
»freier Sachverständiger«

Mit der Bezeichnung »freier Sachverstän-
diger« will ein Sachverständiger zum 
Ausdruck bringen, dass er unabhängig 
und unparteiisch ist und in keinem wei-
sungsgebundenen Abhängigkeitsverhält-
nis steht. Da jedem Sachverständigen di-
ese Eigenschaften immanent sind, ist das 
eine unzulässige Werbung mit Selbstver-
ständlichkeiten und damit unlauter. Im 
Übrigen muss auch ein »freier Sachver-
ständiger ein fundiertes Fach- und Erfah-
rungswissen« nachweisen.
Beispiele aus der Rechtsprechung:

Auch ein »freier« Sachverständiger 
muss ein fundiertes Fach- und Erfah-
rungswissen nachweisen. Die Bezeich-
nung »Freier Sachverständiger für 
Golfplätze – Baugutachten, Wirt-
schaftlichkeitsgutachten, Wertgutach-
ten« kann einem Sachverständigen 
untersagt werden, wenn er die dazu 

6  Vgl. OLG Köln, WRP 1997,1121 = GewA 98, 
245.

7 Vgl. BGH, GewA 98, 243 = WRP 1997, 946.
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erforderliche besondere Sachkunde 
nicht nachweisen kann. Die öffentliche 
Bestellung für die Herstellung und Un-
terhaltung von Rasensportflächen und 
Golfplätzen ist kein solcher Nach-
weis�.
Die Benutzung der Bezeichnung »von 
der Handwerkskammer geprüfter frei-
er Sachverständiger für das Dachde-
ckerhandwerk« ist irreführend�.

4.3  Bezeichnung »anerkannter« 
oder »geprüfter Sachver-
ständiger«

Die Bezeichnung »anerkannter Sachver-
ständiger« ist – für sich alleine genommen 
– nicht zulässig, weil diese Bezeichnung 
auf eine staatliche Anerkennung hinweist. 
Eine solche Bezeichnung erfüllt im Üb-
rigen den Straftatbestand des § 132a 
StGB. Gleiches gilt für die Bezeichnung 
»geprüfter Sachverständiger«.
Beispiele aus der Rechtsprechung:

Die Verwendung eines Rundstempels 
mit der darin vorgesehenen Angabe 
»anerkannter Sachverständiger« durch 
einen Grundstückssachverständigen 
ist irreführend, weil Verwechslungsge-
fahr mit dem Rundstempel eines öf-
fentlich bestellten Sachverständigen 
besteht. Der Begriff des »anerkannten 
Sachverständigen« legt die Assoziati-
on nahe, dass eine staatliche oder 
amtliche Stelle die Anerkennung aus-
gesprochen hat�0.
Die Benutzung der Bezeichnung »an-
erkannter Sachverständiger« ist unlau-
ter, weil sie die Assoziation nahelegt, 
dass eine staatliche oder amtliche Stel-
le die Anerkennung ausgesprochen 
hat��.
Die Benutzung der Bezeichnung »an-
erkannt durch einen Fachverband« 
oder »eine Überwachungsorganisati-
on« ist irreführend, wenn der Sachver-
ständige nicht mehr Mitglied der Or-
ganisation ist bzw. die Organisation 
ein Anerkennungsverfahren nicht 
durchführt��.
Die Führung der Bezeichnung »aner-
kannter Sachverständiger« erfüllt den 
objektiven Tatbestand des § 132a 
Abs. 2 StGB, wenn der Sachverständi-

8  Vgl. OLG München, IfS-Informationen 2007, 
Heft 4, S. 5.

9 Vgl. LG Duisburg, WRP 2002, 853.
10 Vgl. OLG Naumburg, GewA 1998, 421.
11  Vgl. LG Duisburg, WRP 2002, 853; OLG 

München, 13.07.1995, 6 U 1529/95, WF 
3/96 S. 42; OLG Naumburg, GewA 1998, 
421.

12 Vgl. LG Essen, WRP 2003, 1268.
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ge nicht öffentlich bestellt ist��.
Die Werbung eines Sachverständigen 
mit der Bezeichnung »geprüfter Bau-
sachverständiger« ist irreführend, weil 
eine Einzelperson in keinem Fall auch 
nur ansatzweise über die vom Bundes-
gerichtshof geforderte überdurch-
schnittliche Sachkunde in allen das 
Bauwesen umfassenden Sachgebieten 
verfügen kann��.

4.4  Nutzung von Qualitätshin-
weisen aller Art

Oft benutzen nicht öffentlich bestellte 
Sachverständige zusätzliche Hinweise 
und Bezeichnungen, um ihre Qualität zu 
unterstreichen oder sie zu begründen. 
Die Gerichte haben in diesem Zusam-
menhang folgende Zusätze auf Briefbö-
gen oder sonstigen Werbeträgern unter-
sagt:

die Benutzung der Bezeichnung »ver-
eidigter Sachverständiger«, ohne je-
mals vereidigt gewesen zu sein: Der 
betreffende Sachverständige war le-
diglich vom Gericht in einem einzelnen 
Fall auf die Richtigkeit seiner Aussage 
vereidigt worden��; 
die Benutzung des Landeswappens 
NRW��;
die Benutzung des Bundesadlers bzw. 
seitenverkehrten ADAC-Adlers��;
die Benutzung der Bezeichnung »ei-
desstattlich verpflichteter Sachverstän-
diger« von einem Sachverständigen, 
der vor einem Notar die eidesstattliche 
Versicherung abgegeben hat, er wer-
de seine Gutachten stets nach bestem 
Wissen und Gewissen erstatten��; 
die Benutzung der Bezeichnung »Bun-
desprüfer« für einen Sachverständi-
gen, der als Mitglied des »Bundes phi-
latelistischer Prüfer« Briefmarken auf 
Echtheit prüft, weil diese Bezeichnung 
irrigerweise auf eine staatliche Stelle 
hinweist��; 
die Benutzung der Bezeichnung »vom 
Gericht bestellt« von einem Sachver-
ständigen, der von Gerichten häufig 
zur Erstattung eines Gutachtens zum 
Sachverständigen bestellt worden war. 
Gleiches gilt für die Bezeichnung »Ge-
richtssachverständiger«�0;

13 Vgl. LG Bonn, WRP 1978, 922.
14 Vgl. LG Köln, WRP 2005, 924.
15 Vgl. AG Krefeld, BB 1961, 197.
16 Vgl. LG Duisburg, GewA 1987, 20.
17 OLG Düsseldorf, 20 U 101/95.
18 Vgl. LG Duisburg, WRP 1999, 245.
19  OLG Saarbrücken, WRP 1988, 343 ff. u. 

489 ff.
20 .Vgl. LG München, WRP 1984, 235.
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die Benutzung der Bezeichnung »ge-
richtlich zugelassener Sachverständi-
ger«��;
die Benutzung der Bezeichnung »ge-
prüfter Diamant-Fachmann GDE��;
die Benutzung der Bezeichnung »amt-
lich zugelassener Sachverständiger für 
Lebensmitteluntersuchungen«, weil 
dieser Sachverständige nur für die 
amtliche Untersuchung von Gegen-
proben zugelassen ist��;
die Benutzung der Bezeichnung »ei-
desstattlich zur Einhaltung der Sach-
verständigenordnung verpflichtet« ist 
unlauter, weil sie den irrigen Eindruck 
erweckt, als sei der Sachverständige 
öffentlich bestellt und vereidigt��;
die Benutzung der Bezeichnung »Ge-
richtsgutachter«, weil der falsche Ein-
druck einer Anerkennung durch eine 
staatliche Institution hervorgerufen 
wird��;
die Benutzung der Bezeichnung »Sach-
verständiger für Bauwesen« ist irre-
führend, weil der Verkehr unter dieser 
Bezeichnung eine Befähigung des 
Werbenden in dem gesamten Baube-
reich unterstellt. Eine für die berech-
tigte Führung der Bezeichnung »Sach-
verständiger« zu verlangende über-
durchschnittliche Sach- und Fachkun-
de in einem jeweils eng definierten 
Sachgebiet kann – auch unter Geltung 
des »Geniebegriffs« – von einer Per-
son nicht erfüllt werden��;
die Benutzung der Bezeichnung »zu-
gelassen als Sachverständige bei allen 
Amts-, Land- und Oberlandesgerich-
ten« ist irreführend, weil es eine solche 
Zulassung nicht gibt��;
die Benutzung der Bezeichnungen 
»Sachverständiger für Bauwesen«, 
»Geprüfter Bausachverständiger« und 
»Fortbildungsakademie für Bausach-
verständige« ist unzulässig, weil eine 
Einzelperson in keinem Fall auch nur 
ansatzweise über die vom Bundesge-
richtshof geforderte überdurchschnitt-
liche Sachkunde in allen das Bauwesen 
umfassenden Sachgebieten verfügen 
kann��;

21 Vgl. LG Wiesbaden, WRP 1979, 166.
22  Vgl. BGH, WRP 1978, 362, KG, WRP 1977, 

403.
23 Vgl. LG Nürnberg-Fürth, DS 85, 162.
24 Vgl. LG Düsseldorf, GRUR-RR 2004, 88.
25 Vgl. LG Leipzig, WRP 2001, 840.
26 Vgl. LG Regensburg, WRP 2003, 122.
27 Vgl. LG Frankfurt/M., WRP 2004, 1198.
28 Vgl. LG Köln, WRP 2005, 924.
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4.5 Nutzung einer Verbandsa-
nerkennung

Viele nicht öffentlich bestellte Sachver-
ständige möchten in ihrem Briefkopf und 
in ihrer Werbung gerne eine Anerken-
nung von Dritten führen. Deshalb lassen 
sie sich entweder von bekannten Organi-
sationen anerkennen, indem sie mit ih-
nen Kooperationsverträge abschließen�� 
oder sie werden Mitglied eines Sachver-
ständigenverbandes und lassen sich von 
diesem kraft Mitgliedschaft das Recht zur 
Führung der Anerkennungsbezeichnung 
einräumen�0.

Grundsätzlich ist die Führung einer 
Verbandsanerkennung zulässig. Die 
Rechtsprechung, insbesondere der BGH�� 
hat dazu jedoch Grundsätze entwickelt, 
die beachtet werden müssen, will der 
Sachverständige nicht Gefahr laufen, sich 
eine Unterlassungsklage nach dem UWG 
einzuhandeln.

Folgende Grundsätze hat die Recht-
sprechung an die Führung einer Ver-
bandsanerkennung geknüpft:

Die Führung der Bezeichnung »aner-
kannter Sachverständiger« ohne 
gleichzeitigen Hinweis auf den Ver-
band oder die Organisation, die die 
Anerkennung ausgesprochen hat, ist 
unzulässig��.
Der Verband, der die Anerkennung 
ausspricht, muss über die dazu erfor-
derliche fachliche Qualifikation, Unab-
hängigkeit und Objektivität verfügen 
und den Erwartungen genügen, die 
das Rat suchende Publikum an die Tä-
tigkeit eines von ihm anerkannten 
Sachverständigen setzt.
Der verbandsanerkannte Sachverstän-
dige muss eine besondere, den Stan-
dard seiner als Sachverständige tätigen 
Mitbewerber deutlich überragende 
Qualifikation aufweisen und diese 
Qualifikation in einer Prüfung vor einer 
dafür kompetenten Stelle mit Erfolg 
unter Beweis gestellt haben.

Beispiele:
Bei der Werbung mit einer Anerken-

nung durch einen privaten Verband ist 
die Gefahr der Irreführung des Publikums 
über die Qualifikation des Werbenden 
dann ausgeschlossen, wenn diese Aner-
kennung tatsächlich gewissermaßen ein 
Gütesiegel darstellt. Im Hinblick auf Sach-
kompetenz, Unabhängigkeit und Objek-
tivität erfüllt der BVSK die Gütevorstellun-

29 Beispiel: anerkannt vom ADAC.
30 Beispiel: anerkannt vom BVSK.
31 BGH-Urteil vom 23.5.1984, NJW 85, 2365.
32 Vgl. OLG Naumburg, GewA 1998, 421.
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gen des Publikums, so dass die Anerken-
nung eines Kraftfahrzeugsachverständi-
gen durch den BVSK ein solches Gütesie-
gel darstellt��.

Die Werbung eines Sachverständigen 
unter Hinweis auf eine Anerkennung 
durch einen Fachverband oder eine amt-
lich anerkannte Überwachungsorganisa-
tion verstößt gegen das Irreführungsver-
bot, wenn der Sachverständige nicht 
mehr Mitglied der Organisation ist bzw. 
die Sachverständigenorganisation ein An-
erkennungsverfahren nicht durchführt��.

4.6  Benutzung eines  
Rundstempels

Um sich in der äußeren Präsentation den 
öffentlich bestellten Sachverständigen 
anzunähern, benutzen selbst ernannte 
oder verbandsanerkannte Sachverständi-
ge gerne einen Rundstempel, der in eini-
gen Fällen den Rundstempeln der öffent-
lich bestellten Sachverständigen zum Ver-
wechseln ähnlich sieht. Soweit in solchen 
Fällen die Untersagungsvoraussetzungen 
der Verwechslungsgefahr oder der Irre-
führung vorliegen, ist die Rundstempel-
führung unzulässig. Eine Irreführung ist 
aber nur dann gegeben, wenn die äußere 
Gestaltung des Stempels dem in der be-
treffenden Region von den Bestellungs-
körperschaften den öffentlich bestellten 
Sachverständigen vorgeschriebenen 
Stempel täuschend ähnlich sieht��. Es gibt 
kein Rundstempelmonopol für öffentlich 
bestellte Sachverständige.

Bejaht werden diese Voraussetzungen 
bei dem Rundstempelgebrauch von Ein-
zelsachverständigen, die in der Schrift des 
Rundstempels lediglich auf ihre eigene 
Sachverständigentätigkeit hinweisen��. 
Verneint wird die Irreführung bei Sach-
verständigen, die Verbandsrundstempel 
benutzen, in welchen lediglich die Mit-
gliedschaft in einem Verband dokumen-
tiert wird��. Die Rechtsprechung ist jedoch 
teilweise widersprüchlich und stellt stets 
auf den Einzelfall ab. Dabei kommt es so-
wohl auf die äußere Gestaltung des 
Stempels als auch auf die verwendete Be-
zeichnung als Sachverständiger in der 
Rundung des Stempels an. Die Benut-
zung eines Rundstempels für sich genom-

33 Vgl. OLG Hamm, GewA 1987, 246.
34 Vgl. LG Essen, WRP 2003, 1268.
35  Vgl. LG Nürnberg-Fürth, IfS-Informationen 

2001, Heft 5, S. 17.
36  Vgl. OLG München, WRP 1981, 483; OLG 

Bamberg, WRP 1982, 158 u.179; OLG Düs-
seldorf, WRP 1988, 278; OLG Naumburg, 
GewA 98, 421.

37  Vgl. OLG Hamm, GewA 1986, 332; OLG 
Stuttgart, WRP 1987, 334.

men ist nicht unzulässig, weil die öffent-
lich bestellten Sachverständigen kein 
Rundstempelmonopol haben��. Die zu-
letzt genannte Entscheidung des LG 
Nürnberg-Fürth bezweifelt bereits, ob die 
angesprochenen Verkehrskreise über-
haupt Vorstellungen dahingehend haben, 
dass öffentlich bestellte Sachverständige 
Rundstempel benutzen müssen und dass 
aus dem Vorhandensein eines Rundstem-
pels auf die Tätigkeit eines öffentlich be-
stellten Sachverständigen geschlossen 
werden könne. 

In diesem Zusammenhang hat das LG 
Traunstein�� den Rundstempel der Zertifi-
zierungsstelle des Instituts für Sachver-
ständigenwesen für nicht verwechslungs-
fähig mit dem Stempel der öffentlich be-
stellten Sachverständigen angesehen. Die 
Verwendung ist daher wettbewerbsrecht-
lich unbedenklich.

Unzulässig ist übrigens der Rundstem-
pelgebrauch eines öffentlich bestellten 
und vereidigten Sachverständigen, wenn 
er diesen Stempel außerhalb des Sachge-
biets für ein weiteres Sachgebiet benutzt, 
für das er keine öffentliche Bestellung 
hat�0.

Durch einen Rundstempel mit Doppel-
rand und der ringförmigen Angabe »An-
erkannter Kfz-Sachverständiger« wird 
einem nicht unerheblichen Teil der ange-
sprochenen Verkehrskreise der (unrich-
tige) Eindruck vermittelt, es handele sich 
bei dem Verwender des Stempels um ei-
nen öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen. Dieser Fehlvorstellung 
wird nicht dadurch signifikant entgegen-
gewirkt, dass sich im Zentrum des Stem-
pels ein Bildmotiv und an seinem unteren 
Rand der Hinweis »Mitglied im VKS« be-
findet��.

4.7  Strafbarkeit nach § 132a 
Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 StGB 
bei unberechtigter Nutzung 
der Bezeichnung »öffentlich 
bestellt und vereidigt«

Immer wieder gibt es Sachverständige, 
die in der Werbung auf eine nicht vor-
handene öffentliche Bestellung hinwei-
sen oder aber mit der Vereidigung ver-
wechslungsfähige Bezeichnungen wäh-
len. Hierfür gibt es in § 132a StGB ent-
sprechende Strafbestimmungen. Wenn 
also beispielsweise ein Sachverständiger 

38  Vgl. BGH, WRP 1984, 648; OLG Hamm, DB 
1986, 2326; LG Nürnberg-Fürth, IfS-Informa-
tionen 2001, Heft 5, S. 17.

39  LG Traunstein, Urteil vom 6.10.2004, AZ: 
1 HK O 2622/04.

40 Vgl. LG Coburg, WRP 1989, 284.
41 Vgl. OLG Köln, GRUR 1999, 375.
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nicht mehr öffentlich bestellt ist, weil die 
Bestellung – aus welchen Gründen auch 
immer – erloschen ist, und sich trotzdem 
noch so nennt, macht er sich nach dieser 
Vorschrift strafbar. Die Strafbarkeit ist 
auch dann gegeben, wenn ein öffentlich 
bestellter Sachverständiger auf einem an-
deren Sachgebiet, für das er nicht bestellt 
ist, die öffentliche Bestellung verwendet. 
Schließlich macht sich auch derjenige 
strafbar, der eine Bezeichnung benutzt, 
die der Bezeichnung »öffentlich bestellt 
und vereidigt« zum Verwechseln ähnlich 
ist. So könnte ein Sachverständiger straf-
rechtlich belangt werden, der vor einem 
Notar eine eidesstattliche Versicherung 
dahingehend abgibt, seine Gutachten 
gewissenhaft und unparteiisch erstatten 
zu wollen, und anschließend damit wirbt, 
er sei »eidesstattlich verpflichteter« Sach-
verständiger��. Wer sich als »vereidigter 
Sachverständiger« bezeichnet, ohne je-
mals vereidigt gewesen zu sein, macht 
sich ebenfalls nach § 132a StGB straf-
bar��. Die Führung der Bezeichnung »an-
erkannter Sachverständiger« erfüllt den 
objektiven Tatbestand des § 132a Abs. 2 
StGB, wenn der Sachverständige nicht öf-
fentlich bestellt ist��.

5.  Werbung von öffentlich  
bestellten Sachverständigen 

Für öffentlich bestellte Sachverständige 
gibt es kein Werbeverbot. Das bringt das 
OVG NRW�� für die rechtswidrig abge-
mahnte Werbung eines öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurs deutlich zum 
Ausdruck. Öffentlich bestellte Sachver-
ständige unterliegen selbstverständlich 
denselben Wettbewerbseinschränkungen 
wie alle übrigen Sachverständigen. Es 
gibt jedoch zusätzlich spezielle unlautere 
Verhaltensweisen, die aus Verstößen ge-
gen ihre Pflichten aus dem Sachverständi-
geneid nach § 36 GewO und den Sach-
verständigenordnungen resultieren.

5.1  Unzulässige Aufspaltung der 
Sachverständigentätigkeit

Die Industrie- und Handelskammern 
schreiben den öffentlich bestellten Sach-
verständigen vor, dass sie bei ihrer gut-
achtlichen Tätigkeit oder sonstigen Auf-
gabenerfüllung im Rahmen ihres Bestel-
lungsgebiets auf ihre öffentliche Bestel-
lung hinweisen und dabei das Sachgebiet 

42  Vgl. LG Duisburg, WRP 1999,245; ein Fall 
aus dem UWG, noch ohne Bezug auf das 
StGB.

43 So das AG Krefeld, BB 1961, 197.
44 Vgl. LG Bonn, WRP 1978, 922.
45 OVG Münster, 4.9.2007, juris § 9 Abs.1 Öb-
VIBerufsO.

und die Bestellungsbehörde angeben 
müssen (§ 12 Muster-SVO). Bei anderen 
gutachtlichen oder beruflichen Tätig-
keiten darf der Sachverständige nur dann 
zusätzlich auf die öffentliche Bestellung 
hinweisen, wenn darin kein Verstoß ge-
gen das UWG zu sehen ist. Diese Vor-
schriften gelten auch für angestellte 
Sachverständige und für Sachverständige 
in Sozietäten und sonstigen Unterneh-
mensformen.

Der öffentlich bestellte Sachverständi-
ge, darf daher nach außen nicht einmal 
als öffentlich bestellter Sachverständiger 
und ein anderes Mal als nicht bestellter 
Sachverständiger auftreten. Die Sachver-
ständigentätigkeit auf dem Sachgebiet, 
für das ein Sachverständiger öffentlich 
bestellt ist, ist unteilbar��. Es gibt Sachver-
ständige, die deshalb unter verschiedenen 
»Firmenhüten« auftreten, um als Sach-
verständige ohne Hinweis auf die Bestel-
lung nicht an die Pflichten der Sachver-
ständigenordnungen gebunden zu sein. 
Beispielsweise wollen sie die Objektsbe-
sichtigungen nicht, wie gesetzlich vorge-
schrieben, in eigener Person, sondern von 
ihren Mitarbeitern durchführen lassen. 
Außerdem wollen sie ihre Mitarbeiter das 
Gutachten alleine erarbeiten lassen und 
sich auf eine Plausibilitätsprüfung und 
das Unterschreiben mit ihrem Namen be-
schränken. Öffentlich bestellten Sachver-
ständigen sind diese Verstöße gegen das 
Gebot der persönlichen Gutachtenerstat-
tung wegen der Vorgaben des § 36 
GewO und des § 407a Abs. 2 Satz 1 ZPO 
untersagt.

5.2  Kein Bezugnahme auf 
vormalige Bestellungen

Sachverständige, deren öffentliche Be-
stellung wegen Zeitablaufs oder Errei-
chens der Altersgrenzen erloschen ist, 
werben des Öfteren mit dem Hinweis auf 
diese vormalige Bestellung. Dieser Hin-
weis ist irreführend, weil der verständige 
Durchschnittsverbraucher der Meinung 
sein kann, dass die damalige fachliche 
und persönliche Qualifikation auch aktu-
ell noch vorhanden ist und geprüft wur-
de��. Ebenso unzulässig ist es, mittelbar 
auf eine nicht mehr vorhandene Bestel-
lung hinzuweisen, indem man auf seine 
noch bestehende Mitgliedschaft in einem 
Verband öffentlich bestellter und vereidi-
gter Sachverständiger hinweist��.

46 Vgl. OLG Hamm, GewA 1995, 341.
47  OLG Dresden, WRP 1996, 1168; VG Olden-

burg, GewA 1979, 92.
48 Vgl. LG Frankfurt, GewA 1997, 416.

Obwohl überwiegend die Bezugnah-
me auf eine frühere öffentliche Bestel-
lung wegen Irreführung als unzulässig 
angesehen wird, hat das LG Frankfurt die 
Angabe eines Sachverständigen »1974–
1992 von der Handelskammer Frankfurt 
als Sachverständiger für Abdichtung, Iso-
lierung, Schwamm- und Wasserschäden 
öffentlich bestellt und vereidigt« als nicht 
wettbewerbswidrig angesehen. Mit die-
ser – wahrheitsgemäßen – Aussage erwe-
cke der Sachverständige nicht den Ein-
druck, weiterhin öffentlich bestellter und 
vereidigter Sachverständiger zu sein. Die-
se zutreffende Angabe sei als solche nicht 
irreführend��. Unter praktischen Gesichts-
punkten (wie komme ich beim unbefan-
genen Betrachter an?) kann man nur da-
von abraten, auf frühere Anerkennungen 
und Qualifikationen hinzuweisen, weil 
der unbefangene Betrachter schnell zu 
der Auffassung gelangen kann, dass ak-
tuell das frühere Wissen nicht mehr vor-
handen ist, weil in der Vergangenheit 
dokumentiertes oder zertifiziertes Wissen 
nicht unbedingt eine Gewähr dafür ist, 
dass die erforderliche besondere Sach-
kunde auch in der Gegenwart noch vor-
handen ist. 

5.3  Unzulässige  
Vorspannwerbung

Die Fälle, in denen ein Gewerbetreibender 
oder Freiberufler in der Werbung für sei-
nen Betrieb zusätzlich auf seine öffent-
liche Bestellung oder Sachverständigen-
tätigkeit hinweist, wurden bereits in Heft 
5/2008, S. 61 ff.) dieser Zeitschrift abge-
handelt. Nach herrschender Auffassung 
in Rechtsprechung und Literatur verstößt 
die Vorspannwerbung gegen das UWG, 
eine Auffassung, die jedoch vom Autor 
dieses Beitrags und vom OLG Naumburg�0 
nicht geteilt wird.

5.4  Keine Sachgebietsüber-
schreitungen oder Sachge-
bietsänderungen

Ein Verstoß gegen die Vorgabe in allen 
Sachverständigenordnungen, das Sach-
gebiet in der Öffentlichkeit, also auch bei 
der Werbung und in der Homepage, prä-
zise anzugeben, bedeutet einen Wettbe-
werbsverstoß und kann abgemahnt wer-
den.

Die Benutzung der Bezeichnung »ver-
eidigter Kfz-Sachverständiger« ist irrefüh-
rend, weil nicht konkretisiert wird, für 
welche Sparte des Kfz-Wesens der Sach-

49 LG Frankfurt/M., WRP 2004, 1198.
50 OLG Naumburg, DS 2007, 24.
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verständige öffentlich bestellt und verei-
digt wurde��.

Ein öffentlich bestellter Sachverständi-
ger muss seine Werbung auf das Gebiet 
seiner Bestellung beschränken. Mithin 
darf ein für das Maurer- und Betonhand-
werk öffentlich bestellter Sachverständi-
ger nicht auf Bierdeckeln mit der Bezeich-
nung »Bausachverständiger« werben��.

6.  Wer kann was in welcher 
Form untersagen?

Voraussetzungen, Inhalt, Umfang und 
Rechtsfolgen von Ansprüchen gegen Per-
sonen, die sich eines Verstoßes gegen 
den lauteren Wettbewerb schuldig ge-
macht haben, sind in den §§ 8–10 UWG 
geregelt. Gegen den UWG-Verletzer kön-
nen insbesondere folgende Ansprüche 
geltend gemach werden:

Anspruch auf Beseitigung (§ 8 Abs. 1 
UWG)
Anspruch auf Unterlassung bei Wie-
derholungsgefahr (§ 8 Abs. 1 UWG)
Anspruch auf Schadensersatz bei 
Nachweis von Vorsatz und Fahrlässig-
keit (§ 9 UWG)
Anspruch auf Herausgabe des Ge-
winns an den Bundeshaushalt bei vor-
sätzlicher Zuwiderhandlung 
(§ 10 UWG: Gewinnabschöpfung).

Im Mittelpunkt dieser Ansprüche steht 
der Unterlassungsanspruch, der in der 
Regel zunächst außergerichtlich durch 
eine Abmahnung geltend gemacht wird. 
Darunter versteht man eine Aufforderung 
des Berechtigten an den Verletzer, unter 
Beachtung einer bestimmten Frist eine 
mit einem Vertragsstrafeversprechen ver-
bundene Erklärung abzugeben, dass er in 
Zukunft den bereits begangenen Wettbe-
werbsverstoß nicht mehr wiederholen 
werde. Es gibt jedoch keine Behörde, die 
von Amts wegen Wettbewerbshand-
lungen von Kaufleuten und Freiberuflern 
systematisch auf Vereinbarkeit mit dem 
UWG überprüft und Verstöße gegen die-
se gesetzlichen Bestimmungen abmahnt. 
Mithin muss sich in einem Fall unlauterer 
Werbung immer ein Anspruchsteller fin-
den, der das erforderliche Untersagungs-
verfahren einleitet.

6.1  Anspruchsberechtigte  
(§ 8 Abs. 3 UWG)

6.1.1 Jeder Mitbewerber
Mitbewerber ist nach der Legaldefinition 
des § 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG jeder Unter-
nehmer, der mit einem oder mehreren 

51  OLG Hamm, WRP 83, 309.
52 Vgl. OLG Stuttgart, WRP 2007, 151.

ß

ß

ß

ß

Unternehmen als Anbieter oder Nachfra-
ger von Waren oder Dienstleistungen in 
einem konkreten Wettbewerbsverhältnis 
steht. Mithin kann ein Sachverständiger 
einen Kollegen abmahnen, der auf dem-
selben Sachgebiet tätig ist wie er selbst. 
Es gibt aber grundsätzlich keinen An-
spruch eines zertifizierten Kfz-Sachver-
ständigen gegen einen öffentlich bestell-
ten Bausachverständigen, wenn Letzterer 
in der Werbung behauptet, eine Per-
sonen-Zertifizierung enthalte keine Aus-
sage zur fachlichen Qualifikation; in 
einem solchen Fall müssen sich Kammern 
oder Verbände als Abmahner einschal-
ten. Noch nicht entschieden ist die Frage, 
ob ein Sachverständiger gegen einen Kol-
legen auf demselben Sachgebiet vorge-
hen kann, wenn dieser in einer ganz an-
deren Region seine gutachterlichen 
Dienste anbietet, also insoweit gar keine 
Konkurrenz bedeutet. Die Frage dürfte 
jedoch grundsätzlich zu bejahen sein, 
weil alle Sachverständigen, also auch die 
öffentlich bestellten Sachverständigen, 
bei ihrer Tätigkeit nicht auf den Bezirk der 
Bestellungskörperschaft oder einer ande-
ren Anerkennungsstelle beschränkt sind; 
jeder Sachverständige kann seine Dienste 
bundesweit, ja sogar weltweit anbieten, 
so dass er immer im Wettbewerb mit sei-
nen Fachkollegen stehen dürfte.

6.1.2 Weitere Berechtigte

Neben dem Wettbewerber können auch 
Verbände und Kammern UWG-Verletzer 
auf Unterlassung in Anspruch nehmen. 
Das Gesetz nennt hier: rechtsfähige Ver-
bände zur Förderung gewerblicher oder 
selbständiger beruflicher Interessen��, 
Verbraucherschutzverbände, Industrie- 
und Handelskammern und Handwerks-
kammern. Ein Wettbewerbsverhältnis 
braucht hier nicht nachgewiesen zu wer-
den. Jedermann kann sich an diese Be-
rechtigten wenden mit der Anregung, 
gegen gesetzeswidrige Werbung einzu-
schreiten. Diese können dann abmahnen, 
sie müssen es aber nicht.

6.2 Durchsetzung des Anspruchs
Die Form des Vorgehens ist in § 12 UWG 
geregelt. Dabei wünscht das Gesetz, dass 
der Anspruchsteller vor Klageerhebung 
zunächst den Weg der Abmahnung be-
schreitet. Erst wenn die Abmahnung 
nicht zum Erfolg führt, sollte eine Unter-
lassungsklage bei Gericht erhoben wer-
den. Die Abmahnung ist aber nicht Zuläs-

53  Z.B. Berufsverbände der Sachverständigen 
oder Zentrale zur Bekämpfung Unlauteren 
Wettbewerbs in Bad Homburg.

sigkeitsvoraussetzung für eine Unterlas-
sungsklage.

Die Abmahnung wird wie folgt einge-
leitet und durchgeführt:

schriftliche Aufforderung zur Unterlas-
sung eines bestimmten Werbeverhal-
tens;
Setzung einer angemessenen Frist;
Aufforderung, mit einer Vertragsstrafe 
einverstanden zu sein, wenn gegen 
die Zusage der Unterlassung verstoßen 
wird;
die Abgabe der Erklärung, dass das 
abgemahnte Verhalten in Zukunft un-
terlassen wird.

Im Abmahnschreiben selbst muss dem 
Verletzer der konkrete Verstoß dargelegt 
werden mit dem Hinweis, dass nach 
Fristablauf eine gerichtliche Durchsetzung 
der Untersagung des Wettbewerbsver-
stoßes beabsichtigt wird. Für eine berech-
tigte Abmahnung kann der Ersatz der er-
forderlichen Aufwendungen verlangt 
werden. In der Regel findet sich bereits 
im Abmahnschreiben ein pauschalierter 
Aufwendungsanspruch der Verbände 
oder die Kostennote des beauftragten 
Rechtsanwalts.

6.3  Abwehrmöglichkeiten des 
Betroffenen

Der Sachverständige kann nicht nur in 
der Rolle des Abmahners oder Klägers 
gesehen werden; auch er selbst kann ein-
mal in die Situation kommen, wegen ei-
ner wettbewerbswidrigen Werbeaktion 
abgemahnt zu werden. Wie sollte er sich 
in einem solchen Fall verhalten?

Abmahnschreiben keinesfalls ignorie-
ren oder in den Papierkorb werfen;
innerhalb der gesetzten Frist recht-
lichen Rat einholen (bei Kammer, Ver-
band oder Rechtsanwalt);
Checkliste abarbeiten, die folgende 
Punkte enthält:
-  Ist der Gegner überhaupt berechtigt, 

mich abzumahnen?
 -  Stimmen die behaupteten Tatsachen 

zur Begründung des Verstoßes?
-  Stellen die Tatsachen unter recht-

lichen Gesichtspunkten einen Wett-
bewerbsverstoß dar?

-  Reicht die verlangte Unterlassungser-
klärung zu weit?

-  Ist die geforderte Vertragsstrafe der 
Höhe nach gerechtfertigt?

-  Darf der Abmahnende Kosten in der 
beanspruchten Höhe verlangen?

-  Handelt es sich lediglich um einen 
Bagatellverstoß, der keinen Unterlas-
sungsanspruch auslöst?

ß

ß
ß

ß

ß

ß

ß
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Nach Prüfung dieser Fragen kann der be-
troffene Sachverständige folgende Lö-
sungswege beschreiten:

Zurückweisung, wenn der Anspruch 
unbegründet ist oder einen Bagatell-
fall betrifft;
Anrufung der sog. Einigungsstelle 
nach § 15 Abs. 3 UWG��; 
er unternimmt nichts. Dann wird der 
Anspruchsteller Klage erheben. Wett-
bewerbsverstöße gelten in der Regel als 
eilbedürftig, so dass ein Eilverfahren 
zum Landgericht – Kammer für Han-
delssachen – eingeleitet werden kann;
Abgabe der verlangten Unterlassungs-
erklärung mit Vertragsstrafeverspre-
chen und Zahlung der Kosten

7. Tipps zum Bekanntwerden

1. Internet-Homepage einrichten und 
dabei darauf achten, dass man ein 
bekanntes Eingangsportal (Kammer, 
Verband usw.) benutzt;

2. Flyer drucken, in dem alle wichtigen 
Informationen über die Sachverstän-
digentätigkeit enthalten sind, und an 
potenzielle Auftraggeber versenden 
(siehe Tipps Nr. 10 und 11);

3. in den Flyern und auf der Internet-
Homepage sollten die zwingend vor-
geschriebenen sowie die sonstigen 
werblichen Herausstellungen in rein 
informativer Form und sachlicher, zu-
rückhaltender Aufmachung darge-
stellt werden. Dabei sollte der Sach-
verständige seine gesamte Dienstleis-
tungspalette im Rahmen seines Sach-
gebiets darstellen (Gutachten, 
Schiedsgutachten, Mediation, Baube-
gleitende Qualitätskontrolle, Gerichts-
gutachten, Privatgutachten, Fachliche 
Beratung, Beweissicherung, Ortsbe-
sichtigungen, Rechtsdienstleistungen 
im Rahmen des § 5 RDG usw.). Au-
ßerdem sollte er darin auch auf eine 
bestehende Berufshaftpflichtversiche-

54   Solche Einigungsstellen sind bei allen IHKn 
eingerichtet. Allerdings muss der Antragstel-
ler mit diesem Verfahren einverstanden sein. 
Lehnt er das Einigungsverfahren ab, sieht 
sich der Sachverständige einer Klage gegen-
über.

ß

ß

ß

ß

rung und die Tatsache hinweisen, 
dass man einer ständigen Kontrolle 
durch eine Bestellungskörperschaft 
oder Zertifizierungsstelle unterliegt 
und alle fünf Jahre erneut den erfor-
derlichen Sachkundenachweis erbrin-
gen muss, um eine Verlängerung der 
Bestellung oder Zertifizierung ge-
währt zu bekommen. Hinweise auf 
sonstige berufliche oder gewerbliche 
Tätigkeiten sollten nach Möglichkeit 
unterbleiben; ein Link auf die Beruf-
shomepage ist aber zulässig, ebenso 
der umgekehrte Fall;

4. von der Suchmaschine Google u.Ä. an 
vorrangiger Stelle registriert werden;

5. Aufnahme in das örtliche Verzeichnis 
der Bestellungskörperschaft (nach-
prüfen, ob Aufnahme erfolgt ist und 
alle Angaben richtig sind);

6. Aufnahme in das Landesverzeichnis 
der Bestellungskörperschaften (nach-
prüfen, ob Aufnahme erfolgt ist und 
alle Angaben richtig sind);

7. Aufnahme in das bundesweite Ver-
zeichnis (Internet) unter www.svv.ihk.
de (nachprüfen, ob Aufnahme erfolgt 
ist und alle Angaben richtig sind);

8. nur für öffentlich bestellte Sachver-
ständige: Nutzung des Logos der Be-
stellungskörperschaften, zu erwerben 
beim Institut für Sachverständigen-
wesen in Köln;

9. Aufnahme in die »Gelben Seiten« des 
amtlichen Telefonbuchs (örtliches und 
überörtliches). Dabei immer auch das 
Sachgebiet angeben und auf die öf-
fentliche Bestellung hinweisen;

10. Rundschreiben an potenzielle Auftrag-
geber, dass die öffentliche Bestellung 
für das Sachgebiet »…« durch die Be-
stellungskörperschaft »…« erfolgt ist 
und dass man für gutachterliche Tätig-
keit zur Verfügung steht. Das Rund-
schreiben kann in periodischen Zeitab-
ständen wiederholt werden. Infrage 
kommen beispielsweise Versiche-
rungen, Banken, Sparkassen, Anwalt-
vereine, Fachverbände;

11. solche Rundschreiben können auch 
an Gerichte und Behörden gerichtet 

werden; zuvor sollte man sich jedoch 
erkundigen, welche Richter, Kam-
mern, Senate, Behördenleiter usw. 
konkret für Gutachtenaufträge zu-
ständig sind, um diese gezielt anzu-
schreiben. Schreiben an Gerichtsprä-
sidenten oder Behördenleiter landen 
meist in der Ablage oder Bibliothek;

12. Anzeigenschaltung in Zeitungen, ein-
schlägigen Branchenbüchern und 
Fachzeitschriften;

13. Artikel, Broschüren und Bücher auf 
dem Bestellungsgebiet schreiben;

14. Vorträge halten und Seminare durch-
führen;

15. Sponsoring (hier macht insbesondere 
soziales und karitatives Engagement 
Eindruck); 

16. Mitgliedschaft in Verbänden, die wie-
derum Werbung und Akquisition für 
ihre Mitglieder betreiben; 

17. Aufschrift auf dem eigenen Pkw, auf 
Taxis, Straßenbahnen, S-Bahnen, Luft-
schiffen und Sportplätzen (Banden-
werbung); 

18. Stand auf einschlägigen Messen ein-
richten;

19. Tag der offenen Tür veranstalten;
20. Festschrift für Praxis- oder Firmenjubi-

läum;
21. Auftraggeber und andere Multiplika-

toren auffordern, durch Mundpropa-
ganda auf die Qualität seiner Gutach-
ten hinzuweisen;

22. Interviews in den Medien, die zu be-
stimmten Problemen regelmäßig Ex-
perten heranziehen;

23. Auftraggeber fragen, wie sie gerade 
auf mich gekommen sind und wer mich 
empfohlen hat, um daraus positive Fol-
gerungen für sich selbst zu ziehen.
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